
Aktenzeichen: 
2 UKl 2/24

Oberlandesgericht 

Koblenz

IM NAMEN DES VOLKES

Teil-Versäumnis- und Endurteil

In Sachen

Bundesverband der Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände - Verbraucherzentra-
le Bundesverband e.V., vertreten durch die Vorständin Ramona Pop, Rudi-Dutschke-Str. 
17, 10969 Berlin

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte: 

gegen

SSS-Software Special Service GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte: 

wegen Verstoßes gegen das UKlaG

hat der 2. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Koblenz durch den Vorsitzenden Richter am 

Oberlandesgericht Dennhardt, die Richterin am Oberlandesgericht 

und die Richterin am Oberlandesgericht  auf Grund der 

mündlichen Verhandlung vom 26.06.2025 für Recht erkannt:

Beglaubigte Abschrift
 



I. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines für jeden Fall der Zuwider-

handlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, ersatzweise 

Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, die Ordnungshaft zu voll-

ziehen an ihren gesetzlichen Vertretern, zu unterlassen, 

im Rahmen geschäftlicher Handlungen 

1. gegenüber Verbrauchern für die Seite www.service-rundfunkbeitrag.de, auf der 

die Beklagte gegen Entgelt anbietet, Informationen an die öffentlich-rechtli-

chen Rundfunkanstalten zu übermitteln, mittels Google-Anzeige zu werben 

bzw. werben zu lassen, ohne in der Anzeige darauf hinzuweisen, dass sie für 

die Übermittlung der Daten ein Entgelt berechnet, wenn dies geschieht wie in 

Anlage K2 wiedergegeben; 

und/oder 

2. auf der Seite www.service-rundfunkbeitrag.de ein Formular vorzuhalten bzw. 

vorhalten zu lassen, in dem Verbraucher persönliche Daten zur Übermittlung 

an die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eingeben können, ohne darauf 

hinzuweisen, dass für die Übermittlung der Daten ein Entgelt berechnet wird, 

wenn dies geschieht wie in Anlage K 5, Anlage K 7 und Anlage K 10 wie-

dergegeben; 

und/oder 

3. Verbrauchern den Abschluss eines Vertrages über die Übermittlung von per-

sönlichen Informationen an die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gegen 

Entgelt anzubieten bzw. anbieten zu lassen, ohne die Verbraucher unmittelbar 

bevor sie ihre Bestellung abgeben, klar und verständlich in hervorgehobener 

Weise darüber zu informieren, dass die Leistung der Beklagten darin besteht, 

die Daten an die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu übermitteln sowie 

welches Entgelt die Beklagte für diese Leistung berechnet, wenn dies ge-

schieht wie in Anlage K12, Anlage K 13 und Anlage K 14 wiedergegeben.

II. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines für jeden Fall der Zuwider-

handlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, ersatzweise 
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Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, die Ordnungshaft zu voll-

ziehen an ihren gesetzlichen Vertretern, zu unterlassen, 

im Rahmen geschäftlicher Handlungen gegenüber Verbrauchern auf der Internet-

seite www.service-rundfunkbeitrag.de im Zusammenhang mit Fernabsatzverträ-

gen über die Übermittlung von persönlichen Informationen an die öffentlich-recht-

lichen Rundfunkanstalten über das Erlöschen des Widerrufsrechts mit folgender 

Formulierung zu informieren: 

„Ich  bin  einverstanden  und  verlange  ausdrücklich,  dass  Sie  

vor  Ende  der  Widerrufsfrist  mit  der  Ausführung  der  beauftrag -

ten  Dienstleistung  beginnen.  Mir  ist  bekannt,  dass  ich  bei  

vollständiger  Vertragserfüllung  durch  Sie  mein  Widerrufsrecht  

verliere.“,  

wenn dies geschieht wie in Anlagen K 6, K 8, K 9 und/oder K 11 abgebildet, bei 

denen die Worte „Widerrufsfrist“ und „Widerrufsrecht“ jeweils mit einer Widerrufs-

belehrung wie in Anlage K 15 wiedergegeben verlinkt waren.

III. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 260,00 € nebst Zinsen in Höhe von 

fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 14. August 2024 zu zahlen.

IV. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

V. Von den Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte 6/7 und der Kläger 1/7 zu tra-

gen.

VI. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Klägerin bleibt vorbehalten, die Vollstre-

ckung wegen der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe des jeweils zu voll-

streckenden Betrages abzuwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstre-

ckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

VII. Die Revision wird zugelassen.

VIII. Der Streitwert wird auf 70.000,00 € festgesetzt.
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Tatbestand

Der Kläger ist der Dachverband aller 16 Verbraucherzentralen. Er ist in der vom Bundesamt 

für Justiz in Bonn geführten Liste qualifizierter Einrichtungen nach § 4 UKlaG eingetragen.

Die Beklagte betreibt die Website www.service-rundfunkbeitrag.de.

Der Kläger verlangt von der Beklagten, verschiedene verbraucherschutzwidrige Geschäfts-

handlungen beim Betreiben dieser Seite zu unterlassen. Des Weiteren macht er im Wege 

der Stufenklage einen Beseitigungsanspruch geltend. Der Kläger ist der Auffassung, einem 

Verbraucherschutzverband stehe als Anspruchsberechtigtem grundsätzlich auch ein Besei-

tigungsanspruch nach § 2 Abs. 1 Satz 1 UKlaG zu. Die betroffenen Verbraucher hätten ei-

nen Rückzahlungsanspruch gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB gegen die Beklagte. Um den 

Beseitigungsanspruch wirksam geltend machen zu können, benötige der Kläger die geltend 

gemachten Auskünfte und habe auch einen Anspruch, dass die Verbraucher über ihre An-

sprüche informiert würden.

Die Beklagte ist in der mündlichen Verhandlung vom 26. Juni 2025 trotz ordnungsgemäßer 

Landung nicht erschienen.

Der Kläger beantragt, im Wege des Versäumnisurteils,

Ziffer I, II und III, wie erkannt;

IV.

die Beklagte im Wege der Stufenklage zu verurteilen, 

a) Hauptantrag der Stufenklage 

aa) 

in der ersten Stufe: dem Kläger auf eigene Kosten Auskunft darüber zu erteilen, 
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aaa) 

(1) 

welche Verbraucher:innen Leistungen der Beklagten durch Betätigen des Buttons „Kos-

tenpflichtig bestellen“ in den unter www.service-rundfunkbeitrag.de bereitgehaltenen und in 

Anlagen K 12, K 13, und /oder K 14 abgebildeten Formularen bestellt und ein Entgelt an 

die Beklagte bezahlt haben; 

(2) 

welche Verbraucher:innen Leistungen der Beklagten durch Betätigen des Buttons „Kos-

tenpflichtig bestellen“ in den unter www.service-rundfunkbeitrag.de bereitgehaltenen und in 

Anlagen K 6, K 8, K 9 und /oder K 11 abgebildeten Formularen bestellt und ein Entgelt an 

die Beklagte bezahlt haben;

bbb) 

Die Auflistung nach den vorstehenden lit a) aa) aaa) (1) und (2) hat in Form einer Auflis-

tung zu erfolgen, die nach Postleitzahlen, innerhalb der Postleitzahlen nach Ortsnamen, 

innerhalb der Ortsnamen nach Straßennamen, innerhalb der Straßennamen nach Haus-

nummern, innerhalb der Hausnummern nach Nachnamen und innerhalb der Nachnamen 

nach Vornamen sortiert ist. Die Auflistung hat unter Angabe der E-Mail-Adressen der Ver-

braucher:innen zu erfolgen; 

hilfsweise hat die Auskunft mit der Maßgabe zu erfolgen, dass diese, gegenüber einem 

Angehörigen der zur Verschwiegenheit verpflichteten Berufe erfolgen kann, der im Falle ei-

ner Nichteinigung der Parteien vom Präsidenten des Oberlandesgerichts Koblenz be-

stimmt wird; 

bb) 

in der zweiten Stufe: erforderlichenfalls die Richtigkeit der nach lit. a) aa) gemachten An-

gaben an Eides statt zu versichern; 

cc) 

in der dritten Stufe: 

die Verbraucher:innen, die in der unter lit. a) aa) aaa) genannten Auflistung benannt sind, 
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mittels einer an den jeweiligen Betroffenen/die jeweilige Betroffene individuell gerichteten 

E-Mail darüber zu informieren, dass ein Vertrag, der die Beklagte berechtigt hätte, das von 

ihr berechnete Entgelt zu verlangen, nicht zustande gekommen ist, ein Zahlungsanspruch 

der Beklagten nicht besteht und sie einen Anspruch auf Rückzahlung bereits gezahlter 

Entgelte haben;

b) Hilfsantrag der Stufenklage 

Der Kläger beantragt hilfsweise zu lit. a), 

aa) 

in der ersten Stufe: 

dem Kläger auf eigene Kosten Auskunft darüber zu erteilen,

aaa) 

bei welchen Verbraucher:innen, 

- die das Angebot der Beklagten unter www.service-rundfunkbeitrag.de in den in Anlagen 

K 6, K 8, K 9 und/oder K 11 dargestellten Gestaltungen bis zum 19. Juni 2024 genutzt 

haben, 

- die den Widerruf innerhalb von 12 Monaten und 14 Tagen ab Vertragsschluss erklärt ha-

ben und 

- denen die Beklagte – sofern die Verbraucher das Entgelt an die Beklagte gezahlt hatten – 

dieses Entgelt nicht erstattet hat, 

die Beklagte entweder (1) nicht auf den Widerruf reagiert hat oder (2) in Reaktion auf den 

Widerruf erklärt hat, dass ein Widerruf nicht möglich sei und/oder (3) in Reaktion auf den 

Widerruf erklärt hat, dass die Verbraucher:innen auf ihr Widerrufsrecht verzichtet hätten 

und nicht nach dieser Mitteilung erklärt hat, dass der Widerruf wirksam sei; 

bbb) 

welche Verbraucher:innen, die das Angebot der Beklagten unter www.service-rundfunk-

beitrag.de in den in Anlagen K 6, K 8, K 9 und/oder K 11dargestellten Gestaltungen bis 
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zum 19. Juni 2024 genutzt haben, keinen Widerruf innerhalb von 12 Monaten und 14 Ta-

gen ab Vertragsschluss erklärt haben. 

ccc) 

Die Auflistung nach den vorstehenden lit. b) aa) aaa) und bbb) hat in Form einer Auflistung 

zu erfolgen, die nach Postleitzahlen, innerhalb der Postleitzahlen nach Ortsnamen, inner-

halb der Ortsnamen nach Straßennamen, innerhalb der Straßennamen nach Hausnum-

mern, innerhalb der Hausnummern nach Nachnamen und innerhalb der Nachnamen nach 

Vornamen sortiert ist. Die Auflistung hat unter Angabe der E-Mail-Adressen der Verbrau-

cher:innen zu erfolgen; 

hilfsweise hat die Auskunft mit der Maßgabe zu erfolgen, dass diese, gegenüber einem 

Angehörigen der zur Verschwiegenheit verpflichteten Berufe erfolgen kann, der im Falle ei-

ner Nichteinigung der Parteien vom Präsidenten des Oberlandesgerichts Koblenz be-

stimmt wird; 

bb) 

in der zweiten Stufe: erforderlichenfalls die Richtigkeit der nach lit. a) gemachten Angaben 

an Eides statt zu versichern; 

cc) 

in der dritten Stufe: 

aaa) 

die Verbraucher:innen, die in der unter lit. b) aa) aaa) genannten Auflistung benannt sind, 

mittels einer an den jeweiligen Betroffenen /die jeweilige Betroffene individuell gerichteten 

E-Mail darüber zu informieren, dass das Widerrufsrecht entgegen der ursprünglichen Mit-

teilung der Beklagten nicht durch die vollständige Vertragserfüllung erloschen ist und die 

Verbraucher:innen nach einem Widerruf innerhalb von zwölf Monaten und 14 Tagen ab 

Vertragsschluss einen Anspruch auf Rückzahlung bereits gezahlter Entgelte haben; 

bbb) 

die Verbraucher:innen, die in der unter lit. b) aa) bbb) genannten Auflistung benannt sind, 

mittels einer an den jeweiligen Betroffenen /die jeweilige Betroffene individuell gerichteten 
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E-Mail darüber zu informieren, dass die Beklagte bei Vertragsschluss irreführende Anga-

ben gemacht hat, da die Verbraucher:innen das Widerrufsrecht nicht durch vollständige 

Vertragserfüllung der Beklagten verloren haben, und die Verbraucher:innen nach einem 

Widerruf innerhalb von zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsschluss einen Anspruch 

auf Rückzahlung bereits gezahlter Entgelte haben.

Mit Teil-Anerkenntnisurteil vom 19. November 2024 (Bl. 50 – 54 eA/OLG) ist die Beklagte in zwei 

Punkten zur Unterlassung verurteilt worden. Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf das 

Teil-Anerkenntnisurteil vom 19. November 2024 Bezug genommen.

Von der weiteren Darstellung des Tatbestandes in Bezug auf die Unterlassungsanträge wird im 

Hinblick auf § 313b Abs. 1 ZPO abgesehen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist überwiegend begründet.

1.

Der Kläger kann im Wege der Verbandsklage gegen die Beklagte verschiedene Unterlas-

sungsansprüche im Zusammenhang mit der Übermittlung von persönlichen Daten der Ver-

braucher an die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten geltend machen. Er hat diese 

schlüssig dargelegt, so dass der Klage insoweit durch Versäumnisurteil stattgegeben wer-

den kann (§ 331 Abs. 1 und 2 HS 1 ZPO). Von einer näheren Begründung wird gemäß 

§ 313b Abs. 1 ZPO abgesehen.

2.

Darüber hinaus macht der Kläger im Wege der Stufenklage auch Beseitigungsansprüche 

geltend. Insoweit kann nicht durch Versäumnisurteil entschieden werden, da der Anspruch 
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nicht schlüssig dargelegt wurde (§ 331 Abs. 2 Halbs. 2 ZPO). Denn sowohl der geltend ge-

machten Beseitigungsansprüche als auch der Auskunftsanspruch, der diesen vorbereiten 

soll, sind nicht begründet.

Dem Kläger steht der als Ziel der Stufenklage geltend gemachte Folgenbeseitigungsan-

spruch – auch in Form der Hilfsanträge – aus §§ 8 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 und Abs. 3 Nr. 2 

UWG I.V.m. § 2 Abs. 1 Satz 1 UKlaG nicht zu, so dass auch ein Auskunftsanspruch nicht in 

Betracht kommt.

Als qualifizierter Verbraucherverband ist der Kläger in die beim Bundesamt für Justiz ge-

führte Liste qualifizierter Einrichtungen eingetragen (§ 4 UKlaG) und zur Geltendmachung 

eines Beseitigungsanspruchs gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 Fall 1, Abs. 3 Nr. 3 UWG berech-

tigt.

Die Verstöße gegen § 312j BGB i.V.m. §§ 3 Abs. 1, 5 UWG können grundsätzlich einen 

Folgenbeseitigungsanspruch des Klägers dergestalt begründen, dass der Störer die betrof-

fenen Kunden über den Verstoß informieren muss. Die Beseitigungsmaßnahmen müssen 

zumutbar und verhältnismäßig sein (vgl. BGH GRUR 2015, 607 Rn. 35 – Uhrenankauf im In-

ternet; BGH GRUR 2024, 1539 Rn. 28 – Payout Fee; Köhler/Feddersen/Köhler/Alexander, 

43. Aufl. 2025, UKlaG § 2 Rn. 87, beck-online). Zudem gilt der Grundsatz, dass es dem 

Schuldner überlassen bleiben muss, wie er den Störungszustand beseitigt (Senatsurteil 

vom 5. Dezember 2024 – 2 UKl 1/23 –, Rn. 81, juris; Bornkamm, a.a.O, § 8, Rn. 1.116, 

beck-online). 

Dafür ist es nicht erforderlich, dass dem Kläger zunächst alle Namen, Anschriften usw. der 

betroffenen Personen bekannt gemacht werden. Dies dient allein der Kontrolle, ob der Be-

seitigungsanspruch in Form der Information der betroffenen Kunden, tatsächlich erfolgt ist 

(vgl. Urteil des Senats vom 5. Dezember 2024 – Az. 2 Ukl 1/23, Rn. 76, juris). Im Vollstre-

ckungsverfahren hat jedoch der Schuldner die Beweislast für den Erfüllungseinwand (vgl. 

MüKoZPO/Gruber, 7. Aufl. 2025, ZPO § 888 Rn. 11, beck-online).

Angesichts der Vielzahl der (möglicherweise) betroffenen Kunden erscheint die vorausset-

zungslose und uneingeschränkte Offenlegung sämtlicher persönlicher Daten, unbeschadet 
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dessen, ob sie gegenüber dem Kläger selbst oder einem Angehörigen der zur Verschwie-

genheit verpflichteten Berufe erfolgt, ohnedies unverhältnismäßig und datenschutzrechtlich 

bedenklich (vgl. Senatsurteil vom 5. Dezember 2024 a.a.O).

Soweit ein Folgenbeseitigungsanspruch in Betracht kommen könnte, mit dem die Beklagte 

verpflichtet wird, die betroffenen Kunden, ohne dass diese namentlich aufgeführt werden, 

über die gerichtlich bestätigten Verstöße zu informieren, wird ein solcher Anspruch – auch 

bei fürsorglichster Auslegung der Anträge – vom Kläger nicht geltend gemacht.

Zwar kann zur Vorbereitung und Durchsetzung eines Beseitigungsanspruchs ein Anspruch 

auf Auskunftserteilung über den Umfang der Verletzungshandlungen zugebilligt werden, 

wenn andernfalls die zu einer Beseitigung der fortwirkenden Störung erforderlichen Maß-

nahmen praktisch nicht verwirklicht werden können (vgl. BGH, Urteil vom 18. Februar 1972 

- I ZR 82/70, GRUR 1972, 558 [juris Rn. 24] - Teerspritzmaschinen). Voraussetzung für das 

Bestehen eines (unselbständigen) Auskunftsanspruchs aus § 242 BGB ist aber, dass der 

Hauptanspruch, der mit der Auskunftserteilung vorbereitet und durchgesetzt werden soll, 

grundsätzlich besteht (BGH, Urteil vom 11. September 2024 – I ZR 168/23 –, Rn. 20, juris).

3.

Die Kostenentscheidung ist in § 92 Abs. 1 ZPO begründet.

4.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 2 und Nr. 11 

ZPO.

5.

Die Zulassung der Revision hinsichtlich des Auskunftsanspruchs und des Beseitigungsan-

spruchs erfolgt in Anwendung des § 543 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Die Sicherung einer einheitli-

chen Rechtsprechung erfordert eine Entscheidung des Revisionsgerichts. Angesichts der 

Tatsache, dass auch der Gesetzgeber erwartet, dass es zu einem Anstieg der Unterlas-

sungsklagen kommt (BT-Drs. 20/6520 S. 118), bedarf es einer Klärung der Streitfrage, die 
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sich begleitend bei allen Unterlassungsklagen stellen kann (vgl. auch Senatsurteil vom 5. 

Dezember 2024 a.a.O., Rn. 86.)

6.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus § 3 ZPO i.V.m. § 45 Abs. 1 Satz 3 GKG.

Der Senat bemisst den Streitwert für die Unterlassungsanträge – einschließlich der Anträ-

ge, über die durch das Teil-Anerkenntnisurteil vom 19.11.2024 entschieden wurde - und 

den Zahlungsantrag aus der Stufenklage auf je 10.000,00 €. Die Hilfsanträge bezüglich des 

Auskunftsanspruchs sind jeweils auf denselben Gegenstand gerichtet und erhöhen den 

Streitwert mithin nicht. 
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Anlage K 15

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu wider-
rufen. Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag, an dem Sie oder ein von Ihnen be-
nannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die Waren in Besitz genommen haben bzw. hat und 
Sie über das Widerrufsrecht umfassend informiert wurden.

Der Widerruf ist zu richten an:

SSS Software Special Service GmbH

Amselweg 40

56593 Horhausen

E-Mail: info@service-rundfunkbeitrag.de

mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) 
über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür unser On-
line-Formular oder das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorge-
schrieben ist.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Wi-
derrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Fern-
absatzverträgen über die Lieferung von Ware, die nicht vorgefertigt ist und für deren Herstellung 
eine individuelle Auswahl oder Bestimmung durch den Verbraucher maßgeblich ist oder die ein-
deutig auf die persönlichen Bedürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten ist. Wenn Sie Unterneh-
mer im Sinne des § 14 Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) sind und bei Abschluss des Vertrags 
in Ausübung Ihrer gewerblichen oder selbständigen Tätigkeit handeln, besteht das Widerrufs-
recht nicht. Das Widerrufsrecht erlischt bei einem Vertrag über die Lieferung von nicht auf ei-
nem körperlichen Datenträger befindlichen digitalen Inhalten auch dann, wenn der Unternehmer 
mit der Ausführung des Vertrags begonnen hat, nachdem der Verbraucher 1. ausdrücklich zuge-
stimmt hat, dass der Unternehmer mit der Ausführung des Vertrags vor Ablauf der Widerrufs-
frist beginnt, und 2. seine Kenntnis davon bestätigt hat, dass er durch seine Zustimmung mit Be-
ginn der Ausführung des Vertrags sein Widerrufsrecht verliert.
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Muster-Widerrufsformular
An:

SSS Software Special Service GmbH
Amselweg 40
56593 Horhausen

E-Mail: info@service-rundfunkbeitrag.de

Hiermit widerrufe(n) ich/wir ____________________ den von mir/uns abgeschlossenen Vertrag

über den Kauf der folgenden Waren ____________________

mit der Bestellnummer ____________________

Artikelnummer/Rechnungsnummer ____________________

Bestellt am ____________________

Erhalten am ____________________

Name des/der Verbraucher(s) ____________________

Anschrift des/der Verbraucher(s)________________________________________

Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)

Ort ____________________ den, ____________________

________________________________________ Unterschrift
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Widerrufsfolgen
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten 
haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste Stan-
dardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen 
ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprüngli-
chen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. Wir kön-
nen die Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren wieder zurückerhalten haben oder bis Sie 
den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches 
der frühere Zeitpunkt ist.

Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem 
Tag, an dem Sie uns über den Widerruf dieses Vertrags unterrichten, an uns zurückzusenden 
oder zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn 
Tagen absenden. Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren. Sie müs-
sen für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf ei-
nen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht notwen-
digen Umgang mit ihnen zurückzuführen ist.
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   Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung steht der Beklagten der Einspruch zu. Der Einspruch kann binnen einer Notfrist 
von zwei Wochen bei dem

Oberlandesgericht Koblenz
Stresemannstraße 1
56068 Koblenz

eingelegt werden.

Die Frist beginnt mit der Zustellung des Urteils.

Der Einspruch muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden.

Die Einspruchsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das der Einspruch gerichtet wird, und die Er-
klärung enthalten, dass gegen dieses Urteil Einspruch eingelegt werde. Soll das Urteil nur zum Teil angefoch-
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ten werden, so ist der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen.

In der Einspruchsschrift, jedenfalls aber innerhalb der Einspruchsfrist, hat die Partei ihre Angriffs- und Vertei-
digungsmittel (z.B. Einreden und Einwendungen gegen den gegnerischen Anspruch, Beweisangebote und 
Beweiseinreden) mitzuteilen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es äußerst wichtig ist, die An-
griffs- und Verteidigungsmittel innerhalb der Einspruchsfrist vorzubringen. Wird die Frist versäumt, besteht die 
Gefahr, dass der Partei jegliche Verteidigung abgeschnitten und in dem Prozess nur auf Grundlage des geg-
nerischen Sachvortrags entschieden wird. Ein verspätetes Vorbringen wird vom Gericht nur zugelassen, wenn 
sich dadurch der Rechtsstreit nicht verzögert oder wenn die Partei die Verspätung genügend entschuldigt. 
Verspätete verzichtbare Rügen, die die Zulässigkeit der Klage betreffen, können nur bei genügender Ent-
schuldigung der Verspätung zugelassen werden.

Der Prozess kann also allein wegen der Versäumung der Frist zur Mitteilung der Angriffs- und Ver-
teidigungsmittel verloren werden.

Erscheint die Frist für die Mitteilung von Angriffs- und Verteidigungsmitteln (nicht für den Einspruch selbst) 
als zu kurz, kann vor ihrem Ablauf eine Verlängerung beantragt werden. Die Frist kann nur verlängert werden, 
wenn dadurch der Rechtsstreit nicht verzögert wird oder wenn erhebliche Gründe dargelegt werden.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über-
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er-
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

 

Vorsitzender Richter 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht
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Justizinspektorin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Beglaubigt:

Justizinspektorin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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